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Studie prüft Entlastungsmaßnahmen
Breites Bündnis fordert gerechte und klimafreundliche Entlastungen

Institut für Kirche und Gesellschaft schließt sich den Forderungen an

Schwerte/Berlin. Wie gerecht und wie klimafreundlich sind die aktuellen Entlastungsvorschläge der 
Ampel-Koalition und wie schnell lassen sie sich umsetzen? Das hat eine neue Studie des DIW Econ 
im Auftrag der Klima-Allianz Deutschland untersucht. Ihr Ergebnis: Ein sozial ausgestalteter Heiz-
kostenzuschuss ist einem Gaspreisdeckel vorzuziehen. Ein 29-Euro-Ticket und ein Mobilitätsgeld 
anstelle der Pendlerpauschale hätten eine positive Verteilungswirkung, ohne ökologische Fehlanrei-
ze zu setzen. Ein breites Bündnis aus Sozial- und Klimaverbänden fordert die Bundesregierung dazu 
auf, im geplanten dritten Entlastungspaket verteilungsgerechte und klimafreundliche Maßnahmen 
auf den Weg zu bringen.

Aufgrund der weiterhin hohen fossilen Energiepreise sind der Studie zufolge vor allem zielgerichte-
te Zuschüsse für Haushalte mit geringem Einkommen notwendig. Die Studie analysiert und bewer-
tet fünf aktuell diskutierte Maßnahmen zur Entlastung der Bevölkerung hinsichtlich ihrer Vertei-
lungswirkung, ökologischen Anreizwirkung und Umsetzbarkeit. 

„Wir fordern ein gerechtes und klimafreundliches Entlastungspaket. Eine zukunftsweisende Ge-
samtlösung, die die aktuelle finanzielle Notlage vieler Menschen ausgleicht, gesellschaftliche Lasten 
zur Krisenbewältigung gerecht verteilt und den Klimaschutz konsequent vorantreibt: Das ist unser 
Anspruch an die Bundesregierung”, sagt Malte Hentschke-Kemper, stellvertretender Geschäfts-
führer der Klima-Allianz Deutschland.

Zum Bündnis gehört auch das Institut für Kirche und Gesellschaft der Evangelischen Kirche von 
Westfalen. Die Präses der Evangelischen Kirche von Westfalen (EKvW), Annette Kurschus, hat 
„umgehend ein zielgenaues und wirksames Entlastungspaket“ für Geringverdiener, insbesondere 
Rentnerinnen und Rentner und all diejenigen, die Transferleistungen beziehen gefordert, berichtet 
Klaus Breyer, Leiter des Instituts für Kirche und Gesellschaft der EKvW. „Die Studie gibt 
wichtige Hinweise, wie ein solches Entlastungspaket ökologisch wirksam und sozialgerecht gestaltet 
werden kann, sodass starke Schultern mehr tragen und der gesellschaftliche Zusammenhalt gerade 
in dieser Notsituation gestärkt wird“, so Klaus Breyer weiter.

„Die akuten politischen Antworten auf die Energiekrise müssen so gestaltet sein, dass Klimaschutz, 
Versorgungssicherheit und soziale Gerechtigkeit ausgewogen berücksichtigt sind. Daher setzen 
_____________________________________________________________________________________

Verantwortlich: Gunda von Fircks (023 04/755 347)



wir uns für zielgenaue Maßnahmen ein, die arme Menschen besonders entlasten. Sie sind deutlich 
stärker von der fossilen Inflation betroffen. Ein sozial ausgestalteter Heizkostenzuschuss setzt 
genau dort an, wo die Not jetzt am größten ist“, betont Eva Maria Welskop-Deffaa,      Präsidentin 
des Deutschen Caritasverbandes. „In diesem Winter bedarf es außerdem eines Moratoriums für 
Strom- und Gassperren als Akutmaßnahme, damit überschuldete Haushalte nicht im Dunkeln und 
Kalten sitzen müssen. Parallel erwarten wir als Caritas von der Bundesregierung vor allem, dass sie 
verstärkt die Maßnahmen fördert, die das Energiesparen leicht machen. Unser Stromsparcheck ist 
hier ein Good-Practice-Beispiel, das zeigt, wie es geht“, so Welskop-Deffaa.

„Die Studie zeigt, dass ein deutschlandweites 29-Euro-Ticket besonders Menschen mit geringem 
Einkommen unterstützt und einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leistet”, sagt Viviane Rad-
datz vom WWF Deutschland, Sprecherin der Klima-Allianz Deutschland. „Eine attraktive Preis-
gestaltung muss aber zwingend mit mehr Investitionen in den Ausbau des ÖPNV verknüpft wer-
den.” 

„Der Tankrabatt und die Anhebung der Pendlerpauschale haben massive ökologische Fehlanreize 
gesetzt und kamen überwiegend Menschen mit höherem Einkommen zugute”, kritisiert Raddatz. 
Die Studie hingegen schlägt eine Umstrukturierung der Pendlerpauschale zu einem Mobilitätsgeld 
von 10 Cent/km vor. „Ein nach Verkehrsmitteln gestaffeltes Mobilitätsgeld könnte den Anreiz 
erhöhen, den Arbeitsweg mit klimafreundlichen Verkehrsmitteln zurückzulegen. Gleichzeitig ent-
lastet es im Gegensatz zur Pendlerpauschale geringe Einkommen stärker, da eine Direktauszahlung 
vorgesehen ist für den Fall, dass das Einkommen unterhalb der steuerpflichtigen Grenze liegt, so 
Raddatz weiter.

„Die Finanzierung eines 29-Euro-Tickets und anderer Maßnahmen kann durch die Reform klima-
schädlicher Subventionen, wie beispielsweise des Dienstwagenprivilegs und der Pendlerpauschale, 
sichergestellt werden. Das wäre eine Win-win-Situation für mehr Klimaschutz und eine sozial ge-
rechte Krisenbekämpfung”, betont Carolin Schenuit vom Forum Ökologisch-Soziale Marktwirt-
schaft, Sprecherin der Klima-Allianz Deutschland.

Auch von den gestiegenen Lebensmittelkosten sind einkommensschwache Haushalte beson-
ders stark betro ffen. Dafür schlägt die Studie eine Absenkung der Mehrwertsteuer auf p fanzliche 
Grundnahrungsmittel vor. „Diese Maßnahme wirkt zwar sehr breit, aber mit ihr kann die 
Bundesregierung sinnvolle Entlastungen mit einem klaren Impuls für klimafreundliche und 
gesunde Ernährung verbinden”, so Schenuit.

Download der Studie „Zielgerichtet, ökologisch und sozial? Bewertung energiepolitischer 
Entlastungsmaßnahmen. Eine Kurzexpertise für die Klima-Allianz Deutschland” 

Verantwortlich: Gunda von Fircks (023 04/755 347)
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